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Koordinierung des europäischen Verkehrs 

Gedanken zum Kapteyn=Bericht 

VON DR, F, J, SCHROIFF, UNIVERSITÄT MÜNSTER/ WESTF, 

N ach der Errichtung der europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) soll 
mit der Errichtung der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) ein gemein= 

samer Markt für alle Güter errichtet werden, Ziel der europäischen Wirtschaftsintegra= 
tion ist es, die internationale Arbeitsteilung in den Mitgliedsstaaten zu verstärken, alle 
sie behindernden Faktoren abzubauen, 

A) Die gemeinsame europäische Verkehrspolitik 

Durch die Gründung der EWG wird selbstverständlich auch die Verkehrspolitik erfaßt. 
Zum Unterschied zur EGKS hat die EWG sich mit verkehrspolitischen Grundsätzen 
nicht nur zum Funktionieren des gemeinsamen Marktes zu befassen, sondern darüber 
hinaus ist eine europäische Verkehrspolitik mit dem Ziel anzustreben, die Ordnung 
des Verkehrswesens zu verbessern, Die gemeinsame Verkehrspolitik der EWG soll 
sowohl die Interessen des Marktes als auch die Interessen der Verkehrsträger selbst 
beachten, 

Zum Schutze der Verkehrsträger sieht der EWG=Vertrag vor, daß jede Maßnahme auf 
dem Gebiet der Beförderungsentgelte, die im Rahmen des Vertrages getroffen wird, 
der wirtschaftlichen Lage der Verkehrsunternehmen Rechnung zu tragen hat, Darüber 
hinaus erklärt die EWG Beihilfen, die den Erfordernissen der Koordinierung des Ver= 
kehrs oder der Abgeltung bestehender, mit dem Begriff der öffentlichen Dienste zu= 
sammenhängender Leistungen entsprechen, als mit dem Vertrag vereinbar. Damit wird 
die Eigenwirtschaftlichkeit des Verkehrs als Grundsatz proklamiert und zugleich die 
Notwendigkeit einer Koordinierung, einer Ordnung des Verkehrs als eine europäische 
Aufgabe herausgestellt, 

Mit dem Hinweis auf die Koordinierung bringt der EWG=Vertrag zum Ausdruck, daß 
ein freier, schrankenloser Wettbewerb im Verkehr nicht möglich ist. Auch der Umstand, 
daß man den Verkehr in einem besonderen - absichtlich von den allgemeinen Grund= 
sätzen des Vertrages getrennten - Abschnitt des Vertrages behandelt, zeigt, daß man 
seiner Eigenständigkeit, seiner Besonderheiten Rechnung tragen will, 

So offen bei der noch fehlenden gemeinsamen Verkehrskonzeption der materielle In= 
halt der künftigen europäischen Verkehrspolitik nach dem Vertragstext geblieben ist, 
so ist diese Verkehrspolitik aber insofern in ihrer Ausrichtung gebunden, als sie den 
allgemeinen Tendenzen der EWG - der Verhinderung der Beschränkung des Wettbe= 
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werbes, der Beseitigung von Verzerrungen im W ttb b ' h 
D ' P "f ß" e ewer - nIC t entgegenwirken darf 

le ru ung mu m emer zweifachen Hinsicht f I '1 ' ' 
d V k h 1, 'k f d' er 0 gen : emma m der Auswirkung 

er er e rspo ltI au le Verkehrsnutzer und d V k h I' , 
der europäischen Wirtschaft und zum andern' ~hn eWr ~ kr a s mtegnerendes Element 
d W b b' V ' m 1 rer Ir ung auf die Koordinierung 

er ett ewer er 1m erkehr und damit auf de V kIlb 1 ' , 
Wirtschaftssektor, n er e 1r se st a s zu mtegnerendem 

Die Grundsätze des freien Wettbewerbes die 1 S '1 1 " 
lichen Bereich der EWG gelten soll ' 'd ' a 5 pIe rege n fur den warenwirtschaft= 

en, sm 1m Verkehrs sektor we d 'cl 
lichen staatlichen Interventionen nicht ohne tl' hEgen er unvermel = 

d h wesen IC e inschränkunge db Aus en untersc iedlichsten Motiven und Z' I t n anwen ar, 
staatliche Eingriffe erforderlich Diese staatl,le! se zrungen sind im Verkehr ordnende 

h b ' ' IC1en nterventionen f d V k 1 sektor a en m der bisher getrennten Entw' kl d au em er e 11's= 
Verkehrsgesetzgebung der sechs Mitgliedst ICt ung er Vderkehrswirtschaften und der 

h I aa en zu grun verschiede S t 
Eü rt. n einer europäischen Verkehrspolitik können die ,nen y~ emen ge= 
einander bestehen bleiben, Bei der künftigen '" 1 se auf dIe Dauer nIcht neben= 

d europalsC1en Verkehrs l't'k 'I d h die Or nungsprinzipien für den Verkehr zu kl" d" po 1 1 gl t es a er, 
gestellten gesamtwirtschaftlichen Zielsetzung a~enE~nkl SIe mIt d~n für die EWG auf= 

, en m m ang zu brmgen, 
Diese Ordnung des Wettbewerbes zwischen den V k h" , 
größte gemeinsam zu lösende Aufgabe der V k h er e

l
, r,stragern 1St ohne Zweifel die 

die schwierigste Aufgabe, Die deutsche Verk ~r e ~s~~ ~Ik d~r EWG, Es ist aber auch 
begrenzten nationalen Raum diese Aufgabe e rSl~'o Ih at bisher nicht einmal in dem 

d zu osen versucht w' d ' f hl d 
ordinierungsgrun sätze beweisen, Nun soll die Auf abe ' ,le le ,e en en Ko= 
der EWG bei den unterschiedlichsten Verkeh t

g l~ dem großen WIrtschaftsraum 
löst werden, Die Montan=Union konnte auf ~:sys e~e~, er s:chs Mitgliedsstaaten ge= 
es bei der Koordinierung der Verkehrs träge ~e~emT ~l,let kel~en Beitrag leisten, weil 
Sektor von Kohle= und Stahltransporten ge~ elkne el mtegratIon, beschränkt auf den 
b b d d ' K d ' en ann und weil in b f d ewer un le oor inierung der Verkehrstr" . ' ~zug au en Wett= 
Kompetenz der einzelnen Mitgliedstaaten erhal~ge~~1!~ere,I,nander die Souveränität und 
rat der EWG die Grundsätze der europäische ~ k1eh' wa~r~nd nunmehr der Minister= 
festlegen kann, n er e rspohhk souverän und autonom 

B) Der Kapteyn-Bericht 

Für die Lösung der hiernach anstehenden Auf abe d ' '" 
ist es dankbar zu begrüßen, daß sich der Au h

g 
ß f" er europalschen Verkehrspolitik 

.. 'd' ssc u ur Verk h f d horde mit lesen Problemen befaßt und der 't ' , ~ rs ragen er Hohen Be= 
I K "b' m ereSSlerten Off tl' hk" , von p , , apteyn u er die Koordinierung d ... en lC ert emen Bencht 

Gutachten von Sachverständigen der dre' V
es keuhropa,~schen Verkehrs vorlegt, der auf 

1 er e rstrager E' b h B' h'ff und Kraftwagen beruhtl), Dieses inhalt 'h D k Isen a n, mnensc 1 ahrt 
als eine erste Untersuchung bezeichn t b sfreßlc ~ 1 ? ument, das sich sehr bescheiden 

e, e a t SlC1 1m Grund t 't d' h" Frage der Verkehrspolitik und t t d' " , sa z ml leser sc wIengen 
d

' t u les m emer Welse, die höchste Anerkennung ver-
~n , -

' ) "Bericht im Namen des Ausschusses für Verkehr f ""b ' 
Beri chterstatter P. ]. Kapteyn, Dokument Nr 6 ~ ra~en 11 er die . Koordini erung des europäischen Verkehrs." 
Versammlung Nov , 1957, ' c r urop. · Gemem schaft für Kohle und Stahl, Gemeinsame 
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Ich will mich hier mit seinem Inhalt nur soweit befassen, als dieser die Koordinierung 
und ihre Grundsätze behandelt, und hierzu einige Gedanken und Fragen vortragen, 
die der weiteren Klärung des Problems dienlich sein sollen. 

1.. Die Notwendigkeit der Koordinierung 

Anlaß für den Bericht war die Feststellung, daß die Hohe B.eh~rde der ~GKS ~isher 
bei der Beseitigung flagranter Diskriminierungen und der. EI~1fuhrung .. dIrekter mter= 
nationaler Tarife Erfolge aufweisen kann, aber keine befnedlgende Losu~g der. Har= 

. . d K d" gsfrage finden konnte. Aufgabe des Benchtes 1st es, momslerungs= un oor mlerun ., 1 f d 
über den Rahmen von Kohle und Stahl hinaus dIe gememsamen M~ßna 1men au em 
gesamten Verkehrs sektor zu erörtern,. die im Rahmen einer gemems~men Verkel~rs= 
politik im EWG=Raum bei der Koordimerung des Verkehrs .z.u tr~ffen sl.nd: D~r BerICh t 
vertritt die Auffassung, daß eine gemeinsame Verkehrspolrtlk ~ICht moglrch 1st, wenn 
ihre Regelungen sich nur auf die interna tionalen Verkehre beZiehen. 

Die Koordinierungsmaßnahmen müßten sich auf die internen. u.nd die intern.a tionalen 
Verkehrsbeziehungen erstrecken. Die Notwendigkeit der Ko~rdmIeru.n~ werde Im E~.G= 
Vertrag in seinen Artikeln 77 und 78 implizi te anerkannt. Die Koordmle~ungsvorschl~ge 
fügten sich nicht nur im Rahmen des Vertrags ein, sondern stellten seme notwendige 
Ergänzung dar. 

. h . b "h Stellungnahmen übereinstimmend davon aus, daß Die drei Gutac ter gmgen eIl ren k h .. d F k 
die gegenwärtigen Wettbewerbsverhältnisse zwischen den ~er e ~~~rag:rn . as 11~. = 
tionieren des emeinsamen Marktes beeinträchtigen, daß eme Tel .. oor mlerung, Ie 
. d~ t K hl und Stahl bezöge, weder wunschenswert noch sich nur auf le Transpor e von 0 e lk . h ft . L" 

d hf "h b .. e und daß im Rahmen der nationalen Vo SWIrtsc a en eme osung urc u r ar war ... . 
der europäischen Verkehrskoordinierung nicht moghch seI. 

Der Bericht unternimmt es nun, aufgrund dieser Ausgangsstellu~g/~~ ~rfordernisse 
der Verkehrskoordinierung zu prüfen und zu erörtern, welche Mog IC eiten für ihre 
Durchsetzung vorhanden seien. 

Wir wollen uns hier auf die erstgenannte Teilaufgabe beschränken. 

2. Die Mängel der bisherige n Koordinierungsmaßnahmen 

D' Notwendigkeit der Koordinierung und die Mängel der bisherigen Koordini~rungs= 
m~eßnahmen werden aus der Entwicklung des Verkehrs erklärt. Vor der EntwI~klung 
des Eisenbahnverkehrs habe die Fluß= und Kanalschiffahrt im YVettbewerb mit der 
Straße gestanden, wobei auch innerhalb dieser beiden Verkehrstrager Wettb.~werb ge= 
herrscht habe. Das Eisenbahnmonopol, das dann den Straßen~erkehr ve:drangte und 
den Wasserstraßenverkehr auf die Gebiete beschränkte, wo .dle Natur ~Ie Vorausset= 

b ha"tte zum Schutz der öffentlichkeit vor einern MIßbrauch semes Monopols zungen ga , .. . d T . f 
mit den staatlichen Auflagen der Betriebs= und Beforderungspflicht, es an zwanges 
mit einheitlichen Tarifen, ohne Rücksicht auf die Verkehrsfrequ~nz, belegt ,:er~en 
müssen. Nur aus dieser Monopolsituation erkläre sich die Theone .. der ~ememwlrt= 
schaftlichkeit und die Auffassung, daß die Verkehrsinteressen den offenthc~en Inter= 
essen unterzuordnen seien, wobei dann tatsächlich an die Stelle der Gesamhnteressen 
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häufig eine Vielzahl von privaten und regionalen Interessen getreten seien mit der Folge 
einer Verzerrung de's Wettbewerbs. 

Die Eisenbahn als Instrument der Wirtschafts= und Sozialpolitik mit ihren Möglich= 
kei ten, die Verkehrslasten zwischen wirtschaftsschwachen und wirtschaftsstarken Ge= 
bieten zu Gunsten der ersteren und zu Lasten der letzteren auszugleichen, stehe nun 
bei der geänderten Marktlage einer verstärkten Konkurrenz gegenüber. Diese zerstöre 
die Ausgleichsmöglichkeiten. Die Lasten der öffentlichen Dienste seien aber der Bahn 
verblieben. 

Die vom Staat ergriffenen negativen Koordinierungsmaßnahmen, die darauf abzielen, 
die Eisenbahn vor den Wettbewerbern abzuschirmen und zu schützen, seien ohne den 
gewünschten Erfolg geblieben. Trotz der Mannigfaltigkeit der verschiedenen Koordinie= 
rungsmethoden seien keine befriedigenden Koordinierungslösungen gefunden worden. 
Die Bemühungen, das Bahndefizit zu beseitigen, seien - von Sonderverhältnissen in 
den Niederlanden und der Schweiz abgesehen - ohne Erfolg geblieben. Das Neben= 
einander der Methoden führe aber nicht nur zu untragbaren Verzerrungen des gemein= 
samen Marktes, sondern belaste auch die Zusammenarbeit der Verkehrsträger. 

3. Die positiven Koordinierungsmaßnahmen 

Die europäische Verkehrspolitik müsse daher zu positiven Koordinierungsmaßnahmen 
kommen. Anstelle der durch staatliche Eingriffe verzerrten Transportpreisbildung mit 
ihren Begünstigungen örtlicher, regionaler und nationaler Interessen, die mit dem ge= 
mein samen Markt nicht vereinbar seien, wird eine Koordinierung gefordert, deren Ziel 
es ist, die Verkehrswirtschaft mit höchstmöglicher Produktivität durchzuführen, im 
Verkehr so billig wie möglich zu arbeiten und dabei eine optimale Verkehrsteilung 
dadurch zu erreichen, daß jeder Transport von dem Verkehrsträger durchgeführt wird, 
der am kostengünstigsten arbeitet. 

Für die Ordnung des Verkehrswesens, für die einerseits eine internationale Abstimmung 
der Beförderungsbedingungen und Schaffung einer Ordnung innerhalb eines Verkehrs= 
trägers - die Harmonisierung - für notwendig gehalten wird, und andererseits die 
Schaffung einer internationalen Wettbewerbsordnung zwischen den Verkehrsträgern _ 
die Koordinierung -, wobei Harmonisierung und Koordinierung Hand in Hand gehen 
müßten, werden die Kosten als das gemeinschaftliche und maßgebende Kriterium be= 
zeichnet. 

Unter Ablehnung einer behördlichen Regelung der Verkehrsteilung wird bei freier 
Wahl der Ver kehrsnu tzer als einem unersä tzlichen Steuerungsmittel die Steuerung 
durch kostenechte Tarifsysteme verlangt. Die Frachten müßten auf Grund der Betriebs= 
und Gesamtkosten der Verkehrsträger berechnet werden. Zur größtmöglichen Senkung 
des Transportkostenaufwandes und zur Erreichung des wirtschaftlichen Optimums müß= 
ten die Unterschiede in den Transportpreisen ungefähr den Unterschieden in den Kosten 
entsprechen. 

Verkehrsverlagerungen, die sich auf Grund dieser Koordinierungsgrundsätze ergäben, 
seien bewußt in Kauf zu nehmen. Bei Verkehrszuwachs müsse der billige Verkehrs= 
zweig seine Kapazität ausdehnen, und die zu teuren Verkehrsmittel müßten stillgelegt 
werden . Der hierbei entstehende Kapitalverlust dürfe bei den Kostenvergleichen nicht 
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berücksichtigt werden, weil dies eine Behinderung des kostengünstigen Verkehrsmittels 
bedeute. Vorübergehend könnten zwar bei solchen Verkehrsverlagerungen höhere 
Kosten entstehen. Trotzdem müsse aber ohne Rücksicht auf die zu teuren Verkehrs= 
mittel bei den billigeren eine Investition vorgenommen werden, wenn dies zu Kos ten= 
einsparungen führe. Wenn man mit den Investitionen warten wolle, bis daß der te ure 
Verkehrsträger seine festen Anlagen abgeschrieben habe, würde der technische Fort= 
schritt auf unbestimmte Zeit behindert, da zur Betriebssicherheit di e Anlagen des teuren 
Verkehrszweiges in brauchbarem Zustand gehalten werden müßten. Deshalb dürfe die 
Koordinierung nicht im Hinblick auf etwaige Verkehrsverlagerungen gebrems t und der 
Betrieb der bedrohten Unternehmungen nicht durch preispolitische Maßnahmen auf= 
rechterhalten werden. 

Damit wird eindeutig jede Besitzstandstheorie, die volkswirtschaftlich unhaltbar ist, 
abgelehnt. 

4. Die notwendige linderung des bisherigen Tarifbildungssystems 

Mit einer solchen Verkehrskoordinierung nach den Selbstkosten wird das bisherige 
Tarifbildungssystem als nicht vereinbar abgelehnt. Die einheitliche Tarifierung im 
Raum, ohne Rücksicht auf die Verkehrsdichte und sonstige Kostenunterschiede, die 
ursprünglich Diskriminierungen zwischen den Verkehrsnutzern ausscha lten sollten, in= 
zwischen aber durch Ausnahmetarife ausgehöhlt wurde, wird abgelehnt. Ebenso müßten 
die Werttarifierung, eine von der Kostenstaffelung abweichende Entfernungsstaffelung 
und die Ausnahmetarife zur Förderung wirtschaftlicher, sozialer und nationaler Belange, 
abgeschafft werden, weil auch sie die Ziele des gemeinsamen Marktes störten und eine 
rationelle Verkehrsteilung hinderten. An Stelle des gegenwärtigen Tarifsystems, das den 
Kostenüberlegungen nur unvollständig Rechnung trage und auf der überholten Mono= 
polsteIlung der Eisenbahn beruhe, müsse eine Tarifdifferenzierung nach den Selbst= 
kosten treten. Bei den sehr unterschiedlichen Selbstkosten auf den verschiedenen 
Strecken (Verhältnis 1 : 10) könnten unter Berücksichtigung der Differenzierung nach 
Zuggröße, Verkehrsdichte, Rückfrachtmöglichkeiten die Frachten sehr weit gespannt 
werden. Eine solche Ausrichtung der Eisenbahntarife nach den Selbstkosten führe zu 
Verkehrsverlagerungen zu Gunsten des Kraftwagens dort, wo die Eisenbahn bisher 
unzureichende, ihre Kosten nicht deckende Tarife erzielte, und zu Verkehrsverlagerungen 
zu Gunsten der Eisenbahn dort, wo sie in folge des notwendigen Ausgleichs bisher zu 
teuer war. Die künstliche Stärkung der Wettbewerbslage der Eisenbahn auf den un= 
günstigen Strecken und ihre Schwächung auf den guten Strecken würde damit beseitigt. 
Die notwendige Tariferhöhung auf den schlechten und verkehrsschwachen Strecken 
könnte dort, wo ein Einsatz des Kraftwagens möglich sei, durch diesen korrigiert werden. 
Die raumpolitischen Ziele der Förderung der Dezentralisierung könnten nicht mehr über 
die Tarifpolitik erreicht werden. Diese Ziele müßten durch finanzielle, fi skalische und 
sozialpolitische Mittel erreicht werden, durch Verlagerung der Einkommen, nicht durch 
Sonderbelastungen des Verkehrs. Im übrigen würden die bei einem übergang zu einer 
Tarifdifferenzierung nach Selbstkosten zu befürchtenden Schäden zu leicht übertrieben. 
Man dürfe die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft nicht unterschätzen. Wie der sys te= 
matische Abbau der Werttarifierung zeige, träten keine Katastrophen auf. 

Das europäische Verkehrswesen müsse sich auf einen Transportmarkt ausrichten, der 
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auf Selbs~kosten ber~~e . Die Tarifausgleiche, die einer harmonischen Entwicklung des 
Marktes Im Wege stunden und zu Verzerrungen in der Arbeitsteilun de V k h 
f "h "ßt b .. d g s er e rs 
~ rt~n, ~u en eselhgt wer en. Eine solche Tarifbildung wird natürlich nicht nur 

fKur ftdle Eisenbahn verlangt, sondern auch für die Verkehrsträger Binnenschiffahrt und 
ra wagen. 

Bei ein~r Ta~ifbildung auf Grund harmonisierter Selbstkosten hält der Bericht das 
wesentlIche Ziel der Koordinierung für erreicht Jeder Verkehrstr" h It . h d . . . ager ver a e SIC ann 
wie bel absolut freiem Wettbewerb. 

C) Kritische Bemerkungen und Fragen zum K t B 'cht ap .eyn- el'l 

1. Einheitliche Tarifbildungsprinzipien trotz unters h' dl' h M k f 
C le IC er ar t armen? 

Es muß zunächst die Frage geprüft werden ob es "b h " h . . , 
b 'ld b' 11 ,u er aupt em em elthches Prels= 

1 ungssystem el a en Verkehrsträgern geben ka b b ' 
h ' dl ' h M k f' nn, zw, 0 angeSIchts der unter= 

sc le lC en ar t ormen 1m Verkehr die auch unte h' dl' h P 'b'ld 
F I h b d ' P 'b'ld' rsc le lC e reIS 1 ungssysteme zur 0 ge a en, le reIS 1 ung nicht verzerrt und d ' 

Verkehrsträger zuwider festgesetzt werden muß w en Imman~nt~n Ten~en~e~ der 
Tarifbildungsprinzip im Verkehr strebt, ,enn man nac emem emhelthchen 

Die Anwendung der empfohlenen Koordinierungsgrundsätze dür " , 
und Kraftwagen keine Schwierigkeiten bereiten, B t h ' fte ,bel Bm~enschlffahrt 
Verhältnisse, Hier hat die Binnenschiffahrt im Pr' e, rac Itben kWlr em~al ,dIe deutschen 
G dl d F h b 'ld ' mZlp se st ostenonenherte Frachten 

run age er rac ten 1 ung smd die individuellen tatsächlich " 
einzelnen Standardrelationen, Hierbei muß natürl' h 't D h ~n Selbstkosten m den 
werden2), Im übrigen ist man im innerdeutschen ~~ ml h:~c sc nittskosten gerechnet 
Faktoren, die kosten senkend oder kostenerhöhend m~e~sc I, a~rtsverkehr bemüht, alle 
druck zu bringen, Diese kostenorientierten Frachten ~~~ ~~t~: e: ~achtlage ~~m Aus> 
grundsätzen des Kapteyn=Berichtes vereinbar, mIt en Koordmlerungs' 

Voraussetzung für das Funktionieren einer so 0' t' t F 
, 'h Z nen ler en rachtenbildung ist ' 

orgamsatonsc e usammenfassung der Binnensch'ff h t d' d' , eme 
in ihrer Gesamtheit auf den einzelnen Schl'ffah

l 
t
a 

:, 'kt
le 

lese m ihren Teilen und 
r smar en zu verh dl f"h' 

Partnern zusammenschließt, die sich durch Beschäft' bk an ungs ~ Igen 
Pools über die Auf teilung der anfallenden Verkeh Igungsa, ~mmen:, KonventIonen, 

rsmengen emlgen konnen, 
Diese Frachtenbildung ist auch im grenzüberschre't d B' h' 

I, , b Id h' d' 1 en en mnensc Iffahrtsverkehr zu rea ISleren, so a ler le entsprechenden organis t 'h V 
' d 'd' f" d ' a onsc en oraussetzungen getroffen 

sm ,Wie les ur en mnerdeutschen Verkehr der F 11 ' t E ' b k d ' 
h f d' W' d" a IS , s 1St e annt, aß dIe Ver= 

suc ~,~u leS\" else den grenzuberschreitenden Verkehr frachtlich dauerhaft zu 
~geß7' ,~n derst~r ll,~n~~ a~ e; U~st~nd gescheitert sind und scheitern mußten, daß der 

ro . el f~,r 0 ,an ISC en arhkuher=Schiffahrt, die über einen beachtlichen Flotten= 
anteIl ver ugt, mcht fest organisiert ist Eine solche Ib tk t 't' t F h ' se s os enonen ler e rac ten= 

' ) Auch der Kapteyn.Bericht hält es nicht für unbedin t notwendi ..,. 
Selbstkosten jeder einzelnen Leistung z d I g g, daß den Tanfen In Jedem emzelnen Fall die 

ugrun e ge egt werden Ma n k" t 'eh "eh .. E' . der vergleichbaren Strecken, die hinsichtlich d . . onn e SI zu na st ~~t emer. Intellung 
zufrieden geben. er TarIfe als homogen betrachtet werden konnen, In Klassen 
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bildung ist dabei zu ihrem Funktionieren nicht an eine staatliche Mitwirkung gebunden, 
sondern kann den Selbstverwaltungsorganen der Schiffahrt und Wirtschaft zur Regelung 
übertragen werden, 

Das frachtpolitische Problem in der Binnenschiffahrt ist die frachtpolitische Neutrali= 
sierung der Transportraumreserve, die bekanntlich in der Binnenschiffahrt - abgesehen 
von den saisonalen und konjunkturellen Schwankungen - schon wegen der Wasser= 
standsschwankungen besonders groß sein muß, Es handelt sich damit um das Problem 
der Verhütung ruinöser Frachtenbildung infolge des unelastischen Angebotes in Zeiten 
nicht ausreichender Nachfrage, ein Problem, das nur gelöst werden kann, wenn auf der 
Grundlage der angedeuteten organisatorischen Voraussetzungen Verständigungen über 
die Verkehrs teilung innerhalb der Schiffahrt, und ggf, Verständigungen über vorüber= 
gehende Stillegungen von Schiffsraum zustande kommen, 

Die Binnenschiffahrt hat bei ihrer Struktur - von Sonderfällen abgesehen - nicht die 
Möglichkeit, ihre Frachten nach der Nachfrageelastizität auszurichten, Sie kann nicht 
in ihrem unbestrittenen Verkehr durch über den Selbstkosten liegende Frachten ent= 
sprechende Differenzialgewinne erzielen, um sich damit in den bestrittenen Märkten 
durch unter den Selbstkosten liegende Frachten künstlich stark zu machen, Bei ihr 
fehlen die Voraussetzungen für eine solche monopolistische Preisgestaltung, Der innere 
Wettbewerb der Binnenschiffahrt, bedingt durch das Nebeneinander von Reedereien 
unterschiedlichster Größe, mit und ohne horizontale und vertikale Kombinationen, 
daneben die Vielzahl der Einzelschiffer, läßt dies nicht zu , Auch der latent stets vor= 
handene Wettbewerb der Werkschiffahrt verhindert eine solche Preisdifferenzierung, 
ebenso der dazu kommende Wettbewerb der ausländischen Schiffahrtsunternehmungen 
auf den nationalen Verkehrsmärkten, 

Die Binnenschiffahrt weicht von den kostenorientierten Frachten nach unten nur ab, 
wenn die Konkurrenzfrachten anderer Verkehrsmittel oder anderer Verkehrswege sie 
dazu zwingen, Deshalb ist es für die Binnenschiffahrt so wichtig, daß diese Konkurrenz= 
frachten so gebildet werden, daß sie einen fairen, unverfälschten Wettbewerb er= 
möglichen, 
Diese deutschen Verhältnisse stellen mithin unter Beweis, daß in der Binnenschiffahrt 
selbstkostenorientierte Frachten möglich sind, wenn die entsprechenden organisatorischen 
Voraussetzungen geschaffen und sich auf dieser Basis die Schiffahrtstreibenden über die 
Verkehrsteilung verständigen können, 

Im Prinzip gilt für den Güterkraftverkehr das gleiche: Wenn er nicht durch staatlichen 
Zwang im Güterfernverkehr an die Eisenbahnpreisbildung gebunden und wenn er nicht 
durch staatliche Beschränkungen im freien Zugang zum Markt behindert wäre, hätte er 
aus den gleichen Gründen, wie bei der Binnenschiffahrt angeführt - innerer Wettbewerb, 
Werksverkehr, Wettbewerb durch ausländische Kraftwagenunternehmen - keine Mög= 
lichkeiten zu einer nach der Nachfrageelastizität ausgerichteten Tarifdifferenzierl1ng, Er 
würde auf der Grundlage der auch hier unentbehrlichen organisatorischen Voraus= 
setzungen mit selbstkostenorientierten Tarifen arbeiten können, 

Anders liegen aber die Verhältnisse bei der Eisenbahn, weil man hier bei aller Berück: 
sichtigung der geänderten Marktlage nicht von einem Verlust, sondern nur von einer 
Einschränkung der MonopolsteIlung sprechen kann, Ein Wettbewerb verschiedener 
Frachtführer auf der Schiene ist nicht gegeben, Dieser ist wirtschaftlich unrationell und 
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verbietet sich aus technischen Gründen und Gründen d B t 'b 'h h' , K k h ' , er e ne SSlC er elt. Aber auch 
eme on urrenz me rerer Lmlen nebeneinand 't "k ' h ' , 

k d ' I d " < er IS uno onomlSC , Die hxkosten-
s tru tur, le mange n e Sattigung der Betriebseinh 't d' K ' " , -
produktion von Hin= und Rückfahrt alle diese U el 't" l~ ap,~z~tatsr~serve, die Kuppel= 
bewerb so ruinös machen, daß es zu ~iner V ,,;s an e wur en emen solchen Wett= 
Fall zu einer Ausschaltung des Wettbewer~:tank 19ung oderßVerschmelzung, in jedem 

, s ommen mu es sei denn daß d' 
zwangsweise vom Staat verhindert wird wie es J' h h t I 'd B ' les 
in Amerika war, ,a rze n e ang as estreben der lee 

In Europa hat der Staat derartige Zusammenschi" , h ' d .. 
ein einheitliches Betriebsnetz das sich auf de ~,sse ~le vRer m ert, UberalI bildete sich 
ausdehnte , Je nach der GrÖße dieses Natio~anla IOna en dal~m des betreffenden Staates 

k h b d h raumes un Je nach seiner W ' t I ft 
stru tl1r a en a er die Eisenbahnen große ' t K Ir Sela s= 
möglichkeiten, die ihre Wettbewerbsposition ge m ,~~ne d oste~= und Preisausgleichs= 
kehrsmitteln stärken, genu er en an ers strukturierten Ver= 

Praktisch gibt es bei der Bahn das Problem des' t W 
Schienenmonopol gibt es aber auch keine Probl

m 
ernen ettbewerbes nicht. Dank dem 

Schließlich kennt die Eisenbahn auch keine Pro~~e de~ Werkverkehrs auf der Schiene, 
auf ihrem Schienennetz, Bei der Eisenbahn I'St dt. hemd~ eSmes ausländischen Wettbewerbs 

Irc le taatsgrenze 'h I' , h 
Bereich abgesteckt und garantiert Sie kann wed f f dir monopo lshsc er 
ha t sie übergriffe auf ihr Gebiet ~u erwarten Der ~Ut rem, es Gebiet übergreifen, noch 

k ' er m ernatlOnale Wage t h II 
eine kostensen ende Rationalisierungsmaßnah d d' I' h naus ausc ste t 
position der Eisenbahn gegenüber den anel me Var'k hle g ~lC falls die Wettbewerbs= 

ff h d K ft eren er e rsmllteln stärkt B ' B' 
schi a rt un ra wagen ist dagegen die L ' el mnen= 
Integration die Verkehrsmittelllnd die Verkeh age tganzh anders , Wenn im Zuge der 

G b ' d rsun erne mungen einer Volks 't h ft 
im e iet emer an eren Volkswirtschaft zuzul ' d Wir sc a 
Eisenbahn nur auf die Zulassung fremder Be~:~e~s~~t:1 s~,erstreckt sich dies bei der 
Wirkung, aber nicht auf die Zulassung fremder V k h b ~t der oben angedeuteten 

er e rs etnebe d' "t ]' h K kurrenz bereiten, Binnenschiffahrt und Kraft d'" " le zusa z lC e on= 
gekennzeichnet sind, sehen sich hier übergriff::gen'l" ld

e
, PhrmzlVPlell durch Wettbewerb 

b h d ' W b aus an ISC er erkehrsbetr' b 
ü er, Je nac em ett ewerbsvermögen ergibt 'h h' le e gegen= 
Verkehrsbetriebe eine verschärfte Lage des Wettbe~~rbe~~), aus der Zulassung fremdet 

Diese Unterschiede in den Marktformen, die auch durch di 
auf dem Verkehrsmarkt nicht beseitigt werde f"h e zunehmende Konkurrenz 

h ' dl' n, u ren nach den öko 'h T denzen zu untersc le lchen Tarifbildungsprinzip' d' , nomlSC en en= 
wirtschaftlicher Tatbestände gleichrichten kann, len, le man mcht ohne Vergewaltigung 

Trotz aller Konkurrenz der anderen Verkehrsträ er bleib ' , 
eine teilmonopolistische Marktposition mit we't g h d t

M 
der Eisenbahn m der Regel 

Preisgestaltung, Unter Ausnutzung d lh~ed en en öglichkeiten differenzierter 
er versc le enen Nachfra I t' ' t"t ' d' Eisenbahn daran interessiert d'e I' h L' gee as lZl a en 1St le 

k f d 
' 1 g elc en elstungen zu verschiedenen Preisen zu ver-

au en, un zwar ganz unabhängig von dem Z' I 'h W' h ft " -
G

' " d le 1 res lrtsc a ens ob sie eme 
ewmnmaXlmlerung 0 er nur eine Gesamtkostend k 1 ' ec ung anstreot. 

Die Ausrichtung ihrer Tarifpolitik nach der N hf I' , " b'ld 
b ' T 'fd'ff' < ac ragee ashzltat unter Heraus 1 ung 

eshmmter an I erenzlerungsprinzipien sachl' h d ' I A W ff I lC er un reglOna er rt, ertsta e ung, 

') Vergl. A, F, Napp.Zin/" "Die Integration des Verkeh " Z 't h 'ft f " rs J Cl sc n ur Verkehrswissenschaft, 1958, Seite 8. 
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Entfernungsstaffelung, Ausnahmetarifpolitik ist ihr immanent. Sie entspricht ihrer 
Betriebsökonomie und ist nicht Ausdruck einer künstlichen Beeinflussung ihrer Trans= 
portpreise durch den Staat. 

Durch diese Tarifdifferenzierung ist die Eisenbahn vielmehr bemüht, ihr Transport= 
volumen zu vermehren, ihre Kapazität besser auszunutzen, indem sie tiefer in den Pro= 
duktionsbereich mit abnehmenden Selbstkosten pro Leistungseinheit eindringt. Damit 
kann sie ihre Kosten je Leistungseinheit senken und damit zugleich ihre Wettbewerbs= 
position gegenüber anderen Verkehrsmöglichkeiten stärken, 

Eine solche Preisbildung liegt aber auch im Interesse der Volkswirtschaft, weil durch sie 
der Transportkostenaufwand geringer gehalten werden kann als bei einem Verbot 
solcher Differenzierungen und einer strikten Ausrichtung der Tarife nach den Selbst= 
kosten, Wenn man sich bei der europäischen Verkehrskoordinierung das Ziel setzt, den 
Verkehr mit höchstmöglicher Produktivität durchzuführen, darf man dann eines ein= 
heitlichen Tarifbildungsprinzips wegen auf diese die Frachtkosten senkenden Wirkungen 
verzichten? 

Natürlich kann sich die Koordinierung nicht darauf beschränken, nur bei der Eisenbahn 
die höchstmögliche Produktivität, nur bei ihr ein Optimum in der Kapazitätsausnutzung 
zu erreichen, Das geht praktisch wiederum auf die in dem Bericht kritisierten negativen 
Koordinierungsmaßnahmen hinaus, die lediglich das Ziel haben, die Eisenbahn künstlich 
vor der Konkurrenz der anderen Verkehrsträger abzuschirmen und auf Kosten dieser 
Wettbewerber ihr Monopol künstlich im früheren Ausmaß zu erhalten, Aber es gibt 
nicht überall Wettbewerb; es bleiben Möglichkeiten, wo eine Tarifdifferenzierung nach 
der Nachfrageelastizität keine die anderen Verkehrsträger behindernden Wirkungen 
auslöst. Worauf es bei der veränderten Marktlage ankommt, ist zu verhindern, daß die 
Eisenbahn ihre Tarifdifferenzierungsmöglichkeiten besagter Art als Mittel im Wett= 
bewerbskampf anwendet. 

2, Selbstkostenorientierte Frachten in den Wettbewerbsbereichen 

Gerade in dieser Hinsicht kommt den Koordinierungsgrundsätzen des Kapteyn=Berichtes 
bei der veränderten Marktlage eine besondere Bedeutung zu, Durch die veränder te 
Marktlage, durch die verstärkte Konkurrenzierung der Eisenbahn durch die anderen 
Verkehrsträger und die anderen Verkehrsmöglichkeiten wird die Eisenbahn gezwungen, 
ihre Tarifdifferenzierung nicht mehr allein nach der Nachfrageelastizität, nach der Fracht= 
belastbarkeit des Gutes auszurichten, Sie muß ihre Tarifdifferenzierung einschränken -
ohne sie aber aufgeben zu müssen -, weil sie nunmehr auf die Wettbewerbsgefährdung 
Rücksicht nehmen und neben der Nachfrageelastizität jetzt auch die Substitutions= 
elastizität beachten muß. Mit den hierdurch eingeschränkten Tarifdifferenzierungs= 
möglichkeiten werden zwangsläufig ihre Tarife stärker kostenorientiert. Die Kosten, die 
die Eisenbahn bisher nur als Tarifuntergrenze interessierten, rücken jetzt zwangsläufig 
stärker in den Mittelpunkt ihrer Tarifpolitik. Sie muß nunmehr die Mengengesichts= 
punkte, wie Wagenausnutzung, Zugausnutzung, Verkehrsdichte, Verhältnis von Hin= 
und Rückfracht, die kostenorientierte Tarifbildungsmerkmale sind, stärker bei ihrer 
Tarifgestaltung berücksichtigen, 
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Solange aber ni~ht alle ,:,erkehrs~ärkte der Bahn, jedes Gut und jede Verkehrsrelation 
we ttbewerbsgefahrdet smd, bleIben der Eisenbahn weitgehende Möglichk 't b ' 
d ' t B " k ' h ' d el en, el 

,enen SIe un e~ eruc SIC hgung er Nachfrageelastizität ihre Tarife mit der Wirkun 
emer Senkung Ihrer Kosten differenzieren kann, g 

Eine solche stärkere Kostenorientierung infolge der veränderten Marktl t I' I _ , , B 'b h I ' age, un er g eIc 1-
zeI tIger el e a tung emer Tarifdifferenzierung nach der N hf I t' ' t" , d 

h b " ac ragee as IZI at m em 
nunme reschrankten Rahmen, braucht die Zusammenarbeit der Verkeh st " , ht 

t " S' b h ' "k r rager I1lC zu s oren, Ie rauc t emer 0 onomisch sinnvollen A 'b 't t 'I ' V k h ' h ' , h ' I el s el ung 1m er e r I1lC t 
hmderhc zu sem, wenn sie unter Kontrolle genommen wird, 

Diese muß sich vor allem darauf erstrecken sicherzustellen d ß d' E' b h ' d " d M k I " , ,a le Isen a n In er 
veran erten ar tage dIe Ihr bleIbenden MöglichkeI't n d T 'fd'ff ' 
d ' ' h ' S' , , e er an I erenzlerungen, 

le I1lC t remes pIegelblId emer Kostendifferenzierung sind al M'tt I d W b b 
k f ' h 'ßb ' SIe es ett ewer = 

amp es I1lC t ml raucht, Geschieht dies so muß hierdurch d W ttb b 
d 'd V k h k " ' er e ewer verzerrt 

un Je e er e rs oordmlerung von vornherein gefa"hrd t ' h " I' h 
h d 'I' e, wenn I1lC t unmog IC 

gemac t wer en, wel dIe anderen Verkehrsträger bei ihrer d M k f d' 
M ' I 'h d k" an eren ar t orm leses 

Itte I1lC t anwen en onnen und es nach allen Erfah u ' 1 "h 
k " I' h' 'I ' r ngen I1lClt ratsam 1St I nen 

unst IC eme tel monopolIstische Marktform mit solche T 'fd'ff ' " , k' n an I erenzlerungsmciglich-kelten aufzuo troYleren, -

Hier scheint mir das eigentlich zu lösende Problem zu ll'egen d h" h' h d 
b d W d ' , ,un lenn se e IC en 

es on eren ert er Koordmlerungsvorschläge die in dem K t B' h 
d D ' ,ap eyn= enc t gemacht 

wer en, ort, wo em Wettbewerb zwischen den Verkehrsträger I' t k" 
d ' K t d K 't' f" d' n vor leg, onnen nur Ie os en as n enum ur le Ordnung des Verkehrswesens sein, 

3, Das Problem der Tarifuntergrenze 

In dem Kapteyn=Bericht wird als Koordinierungsgrund t d' F d 
Transportpreise nach den tatsächlichen Selbstkosten sa z, hle or edrung erhoben, die 
I, h B 'fl f auszunc ten un von jeder k" t IC en eem ussung reizumachen, Dabei soll der Tra t' ll' uns = 
zusammenhängenden Kosten enthalten d halle T nspor Pt reIS ~, e mIt dem Transport 

, " ranspor emussen d' 'h 
messenden variablen und festen Kosten tragen<!), le 1 nen zuzu= 

Zur Erreichung eines wirtschaftlichen Optimums solle d ' b 
' d U h' d n Ie ange otenen Transportp , zueman er ntersc le e aufweisen, die ungefähr den U t h' d ' d reIse 

h n ersc Ie en m en Kosten ent-sprec en. -

Zur Erreichung einer optimalen Teilung des Verkehrsaufkommens ll" 
von dem Verkehrsträger ausgeführt werden der g t. h s.o Jeder Transport 

h d ' esam wlrtsc afthch am günst" t 
ist. Nac en vorstehenden Leitsätzen heißt das d ß d' T Igs en 
k h " f"h" ' a le ransporte von dem Ver-e rstrager auszu uren smd, der die Transportleist b . d -
k d T f "h . ung - el en nach den Gesamt­osten er ransport u rung ausgenchteten Frachte k ". -
f "h ~ I 'd lk' 1 n - am ostengunsbgsten durch-
-u rl, a so mIt em vo sWlrtsClaftlich geringsten Kostenaufwand, -

M , E, kann man diese generellen Forderungen anerke f" d' W b b 'f nnen ur le ett ewer stan e, 

' ) Im Bericht wird unterschieden "zwischen den variablen K 
leitet wird die aus den mit J'edem Tra t los ten, aus denen der Begriff der Grenzkos ten abgeo 

, nspor entste ,enden und - d h - d d Ab' 
werden - und den vollständigen Selbstk ' t d ' __ WIe e r verse Wln en en usga en gebIldet 
dem einzelnen Transport unabhän i cn ~s cn, le man er~alt,. wenn den variabl en Kos ten der Teil , der Von 
'" '. g g osten - Kos ten fur die Infras truktur Gemeinkosten ctc - die man 
ubhch erwelse auf Jeden Transport anrechnet, zugeschlagen wird", _ KapteYlloBericht a,a,O, Seit; 37: 
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und hier muß man sie sogar anerkennen, wie nachstehend begründet werden soll. Aber 
gerade in dieser Hinsicht wird in dem Bericht eine abweichende Auffassung vertreten, 
Der Bericht erklärt es für unbedenklich, daß die Tarife nach der Lage auf dem Transport= 
markt einen unterschiedlichen Teil der festen Ausgaben decken, wobei in jedem Falle 
der Tarif mindestens die betreffenden variablen Kosten decken muß, 

Mit dem Hinweis auf die Lage auf dem Transportmarkt ist wohl auch - vielleicht sogar 
ausschließlich - die Wettbewerbslage zu den anderen Verkehrsträgern gemeint, wie die 
Ausführungen über den Wettbewerbstarif zeigen , Hierzu wird in dem Bericht gesagt, 
daß die Angleichung an den W ettbewerb nicht dazu führen dürfe, daß die Tarife unter= 
halb der variablen Kosten liegen, 

Besteht hier nicht ein gewisser Widerspruch zu dem Koordinierungsgrundsatz, der die 
Selbstkosten zum Ordnungsfaktor für die Verkehrswirtschaft proklamiert? Müssen nicht 
gerade im Wettbewerbsfall die Transportpreise alle mit dem Transport zusammen= 
hängenden Kosten decken, sowohl die variablen als auch die zuzumessenden festen 
Kosten? 

Nehmen wir den Fall, daß ein Verkehrsträger in seinen Transportpreisen seine variablen 
und festen Kosten deckt und dabei die Transporte ausführt, weil er mit dem volks= 
Wirtschaftlich geringsten Kostenaufwand arbeitet, Nun versucht ein anderer Verkehrs= 
träger, der auf diesem Verkehrsmarkt mit volkswirtschaftlich höherem Kostenaufwand 
arbeitet, dadurch bei diesen Transporten zum Zuge zu kommen, daß er einen Wett= 
bewerbstarif erstellt, durch den er zwar seine variablen Kosten deckt, nicht aber die der 
Transportleistung zuzumessenden festen Kosten, Da die festen Kosten den größten Teil 
seiner Kosten ausmachen, kann er mit seinem so gebildeten Transportpreis so tief 
heruntergehen, daß er den Transportpreis des erstgenannten Verkehrsträgers, der mit 
diesem seine variablen und festen Kosten deckt, unterbietet , Er kann also auf diese 
Weise die Transporte an sich ziehen, 

Nach diesem Beispiel kommt also bei einer Tarifierung bis herab zu den variablen 
Kosten nunmehr der Verkehrsträger zum Zuge, der mit volkswirtschaftlich höherem 
Kostenaufwand arbeitet, während der kostengünstigere Verkehrsträger ausgeschaltet 
wird, 

Dem oben zitierten Grundsatz, über kostenorientierte Transportpreise zu einer optimalen 
Auf teilung des Verkehrs zu kommen, wird mithin zuwidergehandelt. 

Die der Transportleistung zuzumessenden festen Kosten, die der Verkehrsträger in 
seinem nach den variablen Kosten ausgerichteten Tarif nicht deckt, entstehen aber der 
Volkswirtschaft in jedem Falle, 

Werden sie über ein hierdurch entstehendes Defizit dieses Verkehrsträgers von der 
öffentlichen Hand, dem Steuerzahler, getragen, wird gegen den Grundsatz verstoßen, 
daß ein Gleichgewicht zwischen den Transportpreisen und den Gesamtkosten des Ver= 
kehrsunternehmens bestehen muß, 

Werden diese hier durch den Transportpreis nicht gedeckten festen Kosten anderen 
Transportleistungen dieses Verkehrsunternehmens angelastet, so treten gerade die 
Wirkungen ein, die nach dem Bericht zu Diskriminierungen der Produzenten führen 
müssen, die das reibungslose Funktionieren des gemeinsamen Marktes beeinträchtigen, 

Der Bericht vertritt hierzu den folgenden Grundsa tz : Eine richtige Standortwahl für 
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die Industrie wird illusorisch gemacht und die rationellste V t 'I d P d k ' f 
cl h " h L ' 'er el ung er ro u hon au 

em oc sten elstungsstand beeinträchtigt wenn I'm "b ' W b b f 
d b d h , , ' u erspItzten ett ewer au 

en e ro ten Strecken zu mednge Preise gewährt und d' b ff d b h 
b d "h le etre en en Ver rauc er 

evorzugt wer en, wa rend zum Ausgleich die Tarife dort "b "ß' h b 
d d W b b ' u erma Ig ange 0 en 

wer en, wo er ett ewer wemger scharf ist was zur Be ' t " h1' d 
braucher führt. , em rac Igung an erer Ver= 

Aber gerade bei einer Wettbewerbstarifierung bis herab d 'bI K ' 
, f 1 d h h zu en vana en osten tntt 
111 0 ge es 0 en Ausmaßes der festen Kosten diese WI' k 'd' f" " 

h 1 ' d A f d " r ung em, le ur unerwunscht ge a ten Wir, u lese Frage Wird noch weiter unten ' h ' emzuge en sem, 
Hier gilt es, zunächst in bezug auf die Koordinierung d W b 

' B d k d ' er ett ewerber, noch ein weIteres e en en gegen le genannte Tarifuntergre "1 nze zu erwa 1nen, 
Wenn man den Grundsa tz aufstellt, daß bei Wettbewerbst 'f b' d ' 
K 'f' d d an en IS zu en vanablen osten tan lert wer en arf, muß dieser Grundsatz n t" I' h f" II " 

1 M k d h ' a ur IC ur a e Verkehrstrager ge ten , an ann a er m unserem Beispiel dem durch d b . ' 
aus dem Markt gedrängten Verk h t" , h en esagten Wettbewerbstanf 

, , " e rs rag er mc t verwehren, seinerseits mit seinen 
Tanfen biS auf seme vanablen Kosten herunterzugehen, 

Damit haben wir aber die unerwünschte Form des Wettb ·b d ' 
1 , d 'I W' h b d ewer s, le es nach dem Bericht 

zu ver 1m ern gl 1. Ir a en ann den überspitzten Wettbewerb der ' , " 
führt, zu ungewöhnlich niedrigen Frachten, die zu volk ' 'h ftzl~lrl Unre~~ablhtat 
f "h 1 h k ' I' ' d SWlrtsc a lC1en Storungen 'u ren, we c e ostspIe Iger sm als die Einsparungen d' , 
entstehen, ' le gewissen Verkehrsnutzern 

M, E, kann dies nur dadurch verhindert werden daß all V k h" , 
b b 'f fI' h ' d" ' e er e rstrager bel den Wett­ewer stan en verp lC tet sm ; m Ihren Tarifen sowol I 'h ' bl ' -
f K d k N d 1 1 re va na en als auch Ihre 
esten osten zu ec en, ur ann ist ein echter Leist b b 

' h ' II Ab' , ungswett ewer und eine öko-nomlSC S111nvo e reItsteIlung im Verkehr möglich, -

Die überwachungsinstanz, die nach dem Bericht die Z I" ' k' 
'f ' h 11 h ß I u asslg elt Von Wettbewerbs-ta n en SIC erzuste en at, mu a 50 auch in der Lage se ' f t 11 -

nicht verstoßen wird, 111, es zuste en, daß hiergegen 

Der Bericht hat diese' Zusammenhänge keinesfalls übers h d ' h 
b ' d ' A f "h "b d' e en 0 er nIC t erkannt Das ewelsen le us u rungen u er le Verkehrs verlagerung d ' 'h ' , 
Koordinierungsgrundsätze ergeben und die nach dem Ber' hetnb' le ßSIC , a;lf Grund semer 
, d W' "h d' " lC ewu t 111 Kauf zu nehmen 

5111 , Ir erwa nten lese Ausfuhrungen bereits in eine d Z 
m an eren usammenhang, 

Wenn hiernach bei Verkehrszuwachs der billige Ve k h " , " 
d h h "h cl d r e rszwelg seme Kapazltat aus-

zu e nen at, wa ren as zu teure Verkehrsmittel unter I k f h d h ' b' -
h d K ' I I ' n au na me er ler el ent-s te en en aplta ver uste shllzulegen ist so basieren d' A f"h -

V" b 1 d ß' d Wb' lese us u rungen auf der 
er egung, a 111 en ett ewerbsrelationen durch die Transp t 'd' , bl 

cl d ' f K d k" or preise Je va na en un Je esten osten ge ec t werden mussen Sonst ist g , ht d' F h cl 
k .. , b' d , ar mc Je rage nac em 

ostengunshger ar elten en Verkehrsmittel zu beantworten, 

4· Zulässigkeit von Kopplungs: und Mindestmengentarifen? 

In bezug auf die Koordinierung der Verkehrsträger muß ' d' Z h h . d P bl miesem usammen ang noc 
e111 an eres ro em angeschnitten werden das der Kapteyn B . ht '1 t "h t d 

d 
,: enc nlc 1 erwa n, as 

aber ge ra e dann behandelt werden muß, wenn man mit den aufgestellten Koordi= 
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nierungsgrundsätzen das Ziel verfolgt, zu einer Verhaltungsweise der Verkehrsträger 
zu kommen, wie bei freiern Wettbewerb, Es sind dies die der Eisenbahn auf Grund ihrer 
Marktstellung gegebenen Möglichkeiten, den auf ihre Dienste angewiesenen Verkehrs= 
nutzern Bedingungen zu diktieren, die in der übrigen Wirtschaft durch Kartellgesetze 
verhindert, bzw, nicht gestattet werden, um die Grundfunktionen einer möglichst freien 
Marktwirtschaft nicht zu verschütten, Dieser Gedanke ist auch die Leitlinie der euro= 
päischen Wirtschaftspolitik nach dem EWG=Vertrag, Kann nicht die Eisenbahn im Wege 
ihrer Globalrechnung und ihrer Tarifdifferenzierungen praktisch jeden Verkehrskon= 
kurrenten aus dem Markt drängen, indern sie Dumpingfrachten in den Relationen 
einführt, in denen noch andere Verkehrsträger tätig sind, oder indern sie Kopplungs= lind 
Mindestmengentarife erstellt? 

In dem Kapteyn=Bericht bleibt die Frage unbeantwortet, ob und inwieweit solche Tarif= 
praktiken mit den aufgestellten Koordinierungsgrundsätzen vereinbar sind, 

Es ist hier der Tatbestand gemeint, daß ein Verkehrsträger die Einräumung eines Tarifs 
für Rohstoffe an die Bedingung knüpft, daß in einern bes timmten Verhältnis zu d en 
hiernach gefahrenen Rohstoffmengen auch Halb= und Fertigwaren der betreffenden 
Industrie zu einern anderen Frachtsatz demselben Verkehrsunternehmer zur Verfrach = 
tung aufgegeben werden müssen (Kopplungstarif), 

Zum andern ist der Tatbestand gemeint, daß ein Verkehrsträger die Einräumung eines 
Tarifes an die Bedingung knüpft, daß die betreffenden Verkehrsnl.ltzer sich verpflichten, 
in einer Zeiteinheit - z, B, innerhalb eines Jahres - die gesamte zum Versand kommende 
Menge oder aber den größten Teil nur mit dem betreffenden Verkehrsträger zu ver= 
frachten (Mindestmengentarif), 

M , E, können sich auch aus solchen Tarifpraktiken Verstöße gegen die in dem Bericht 
entwickelten Koordinierungsgrundsätze ergeben, und zwar sowohl hinsichtlich der 
optimalen Teilung des Verkehrs unter den Verkehrsträgern, als auch hinsichtlich daraus 
resultierender Diskriminierungen von Verkehrsnutzern, die die reibungslose Durch= 
führung des gemeinsamen Marktes beeinträchtigen, 

Hinsichtlich ihrer Wirkung auf die Wettbewerber ist folgendes zu beachten: Durch diese 
Tarifbedingungen werden bestimmte Verkehrsmengen aus dem Markt gezogen und dem 
Leistungswettbewerb der übrigen Verkehrsträger entzogen, Die Forderung, daß bei 
der Transportpreisbildung das Spiel des Wettbewerbs mitwirken soll, wird nicht erfülIt, 

Dabei kann zugleich der Grundsatz verletzt werden, daß die Transporte von dem Ver= 
kehrsträger ausgeführt werden sollen, der gesamtwirtschaftlich am kostengünstigsten 
arbeitet. 

Dies ist z, B, dann der Fall, wenn vor Einführung eines Kopplungstarifes das eine oder 
andere der beiden tarifarisch gekoppelten Güter von einem anderen Verkehrsträger mit 
volkswirtschaftlich geringerem Kostenaufwand, also unter Deckung seiner vollen 
Gesamtkosten, zu einem entsprechend niedrigen Transportpreis gefahren wurde, ihm 
aber nun durch die Tarifkopplung von dem mit volkswirtschaftlich höheren Transport= 
kosten arbeitenden Verkehrsträger durch die im Zuge der Tarifkopplung durchgeführte 
Frachtensenkung entzogen wird, 

Das gleiche kann bei einern Mindestmengentarif für ein Gut eintreten, Wir setzen den 
Fall, daß ein Teil der Menge dieses Gutes vor der Einführung des Mindestmengentarifes 
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für best ' Immte E f" 
en ts h mp anger zu volks ' t I ftl' I ' " prec end nied ' wir SC1a IC1 germgerem Gesamtkostenaufwand und 
trage d ngeren Transport ' b f" d , r, er jetzt zu M' d preisen e 01' ert worden ist als sie der Verkehrs= 
w atsch ftl ' r m estmengentar'f' " b h ' h "h lk a Ichen G k ' I lerung u erge t, wegen semer 0 eren vo s= 
D esamt osten bieten konnte 

er andere T 'I d' ' 
se' el leser Güterme d 

ll1em unbestrittenen M k nge, Wur e von dem letztgenannten Verkehrsträger in 
entsprechend höh I ar t zu Tanfen transportiert, die seinen höheren Gesamtkosten 

l1"h er agen oder d ' 
er 0 t waren, daß sie "ß G I~ sogar wegen des unbestrittenen Wettbewerbs so 
Mit de E'" gro ere eWll1ne abwarfen, 
b ' ~ mfuhrung des Mindest ' ", " 

ereü, In seinem unb t ' tt mengentanfes erklart sich nun dieser Verkehrstrager 
h', es n enen Verk h ' T' ler erZielten GewI'n ' her seme an fe zu senken, indem er auf seine 
ß cl ' ne verzlC tet ode f' e l!1gung, daß ih A' r gar au seme volIe Kostendeckung unter der 

d m zum usglelCh d' T ' an ere Verkehrs träge d k' "le ransportmengen gegeben werden, die der 
T ' f r an sem er nledng G k . an en durchführt. eren esamt osten zu entsprechend niedrigeren 

Die unter d' M' d 
M' le m estmengen fallenden V k 
I Incles tmengentarif d' er ehrsnutzer werden sich mit einem solchen 
" f ann emverstanden e kl" h ' 
d l wand niedriger wird als d E' "r aren, wenn lerdurch ihr Gesamtkosten= 
selbst dann, wenn sie nun vf~r d~r b~nhfuhrung dieses Wettbewerbtarifes, und zwar 
po f ur le IS er vo d d r lerten Mengen nun h"h F h n em an eren Verkehrsträger trans= 

, 0 ere rac ten zahlen müssen, 
A uch m diesem Fall wird der mit v ' 
arbeitende Verke11rstra" "b d' olkswlrtschaftlich geringerem Kostenaufwand 

ger u er le M ' d t b' 
geschlossen, Damit wird d G d m es mengen mdung aus dem Markt aus= 
1-1" 'h I' em run satz deropt' I V k h' , ll1 SlC t Ich ihrer Wirkung a f d' V k h Ima en er erstellung ZUWidergehandelt, 

, u le er e rsnl t k" , h manipulationen durchaus Dl'sk' , , I zer onnen SlC bei derartigen Tarif= 
d ' 'b nmmlerungen zw' h d V k h le rel ungslose Durchf"h d ' ISC en en er e rsnutzern ergeben die 
b I u rung es gememsame M k " ' 

rauC1ergruppen bevorzugt und d b n" ar tes storen, weil bestimmte Ver= 
E' an ere enachtelhgt werden, 

s, stellt Sich auch hier die Frage, ob bei dera ' " 
Wirkungen eintreten wie bei den geheimen T ,~hgen Tanfbe~mgungen nicht gleiche 
reibungslose Funktionieren des ' an absprachen, die nach dem Bericht das 
cl h gememsamen Markt h ' 

urc gewisse Produzenten auf Koste d b es ersc weren, weil praktisch hier= 
, , n an erer evorzugt werden, 

Es Ist hierbei auch noch die Frage zu kl" 
Fes tse tzung der Minclestmengen D' k ,ar~n: ob nicht allein schon durch die Art der 
, f 15 nmmlerungen z '1 cl 
ll1S0 ern eintreten können als durch d' B WISC1en en Verkehrsnutzern 
I G 'le egrenzung nu b t' c,en enuß des Mindestmengentarifes m't' ", r es Immte Verbraucher in 

d b 1 semen gunshgeren T 'f" k an ern a er davon ausgeschlossen werden 'I d' B d' an satzen ommen, die 
sie sie nicht erfüllen können, ,wel Je e mgungen so gesetzt sind, daß 

5 , Z usammenfassende Gedanken zu den Koord' , 
des Kapteyn=Berichtes lnzerungsgrundsätzen 

Die Gedanken und Fragen zu den vorstehend " 
des Berichtes lassen sich dahingeh d erorterten Koordinierungsgrundsätzen 

en zusammenfassen: 
Muß es nicht gerade das Ziel der Ko d' , , 
bewerbsrelationen von allen Verke or lI:~erung s~m sicherzustelle~, d~ß in den Wett= 

hrstragern mit selbstkostenonenherten Frachten 
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gearbeitet wird, die die variablen und festen Kosten decken, wenn jeweils der Verkehrs= 
träger zum Zuge kommen soll, der mit dem volkswirtschaftlich geringsten Aufwand 
arbeitet? 

Müssen dabei nicht alle monopolartigen Absprachen und Praktiken in diesen Wett= 
bewerbsbereichen vermieden werden, die diesem Ziel entgegenwirken? 

Ist es bei der strukturellen Verschiedenheit der Verkehrsmittel und ihren unterschied= 
lichen Marktformen überhaupt möglich, ein einheitliches Tarifbildungsprinzip für alle 
Verkehrsträger anwenden zu wollen? 

Die Schwierigkeit bei der Lösung der Verkehrskoordinierung dürfte weniger in dem 
Umstand liegen, daß es nach der Struktur der Verkehrsträger verschiedene Preisbildungs= 
prinzipien gibt, die ihrer Marktform immanent sind. Das Problem liegt vielmehr darin, 
daß auf den gemeinsam umstrittenen Verkehrsmärkten für alle Verkehrsträger es nur 
ein Tarifbildungsprinzip geben kann und daß hier für alle Tarife aller Verkehrsträger 
die vollen Selbstkosten den Ordnungsfaktor abgeben müssen. Soweit kann man den 
Koordinierungsgrundsätzen des Berichtes folgen. 

Es dürfte dagegen nicht notwendig sein, der Eisenbahn dieses Kostenorientierungsprinzip 
generell aufzunötigen. Welche volkswirtschaftlichen Schäden und Fehlentwicklungen im 
Verkehrssektor eintreten können, wenn man einem Verkehrsmittel generell ein seinen 
ökonomischen Tendenzen widersprechendes Tarifbildungsprinzip aufzwingt, hat deutlich 
die staatlich angeordnete tarifliche Zwangsehe zwischen Eisenbahn und Kraftwagen im 
deutschen Verkehr bewiesen. Wie schwierig es dabei ist, die durch diesen Fehler ver= 
fälschte Wettbewerbslage wieder rückgängig zu machen, zeigen die Schwierigkeiten und 
Widerstände bei der Auseinanderentwicklung der Tarife der beiden nach ihrer Markt= 
form und Kostenstruktur so unterschiedlichen Verkehrsträger. 

Verfallen wir nun nicht wieder in einen solchen Fehler, wenn man der Eisenbahn, die 
ihr Monopol nicht verloren hat, sondern ihre monopolistische Preisbildung nach dem 
Auftreten der Konkurrenz nur modifizieren muß, eines einheitlichen Koordinierungs= 
prinzips wegen eine Preisbildung aufzwingt, die ihrer ökonomischen Eigenart zuwider= 
läuft? 

Selbstkostenorientierte Eisenbahntarife sind dort sinnvoll, wo sich die Eisenbahn mit 
ihrem Gesamtverkehr dem Wettbewerb anderer Verkehrsträger gegenüber sieht, wo 
also praktisch ihre monopolistische Marktform aufgehört hat zu existieren. Dafür bedarf 
es keiner Koordinierungsvorschriften. In einer solchen Situation kann die Eisenbahn 
gar nicht anders, als ihre Tarife nach ihren Kosten auszurichten, weil sie unter dieser 
Prämisse keine Ausgleichsmöglichkeiten mehr hat. 

Die Idee von den selbstkostenorientierten Eisenbahntarifen dürfte nicht zuletzt durch 
die amerikanischen Verhältnisse beeinflußt sein. Hier hat aber die Gesetzgebung aus 
dem Antitrust=Gedanken heraus an dem Gedanken der Konkurrenz der Eisenbahn= 
unternehmen festgehalten. Hier ist der Staat bemüht, künstlich den Zustand dieser 
Konkurrenzierung in den Hauptrelationen aufrechtzuerhalten, indem er den Zusam= 
menschluß der Eisenbahn zu Verkehrsteilungsgemeinschaften und Ertragsgemeinschaften 
verbot, wenn er auch tatsächlich schrittweise in dieser Hinsicht immer mehr nachgeben 
mußte. 

1m EWG=Raum liegen aber diese Verhältnisse völlig anders. Hier gibt es nicht diese 
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Konkurrenz der E' b h I' . 
die Eisenbah lsen a n ll11en untereinander; hier haben sich in dem nationalen Raum 
Eisenbahnen ~~n d:: ~o~en Eis.~nbahnnetze.n z~sammengeschlossen. Hier bilden die 
bei dem dort t k eIsten Landern - dIe NIederlande machen hiervon vielleicht 
des Verkehrs u s dar. entwick~lten Wa.sserstraßennetz eine Ausnahme - das Rückgrat 
lich der Staat ~ei ~:.d;~~k~'::'lrtschafthch so ~nentbehrliche Verkehrsträger, daß bekannt= 
rechterhaltung de E' lZbüahrebn L~ge der EIsenbahn mit seinen Steuermitteln zur Auf= 

" s lsen a n etnebes einsp . ß l' h "I . wunschenswert hält d . h H rmgen mu , g elC gu hg, ob er es für 
delten Marktlage °h ~~b l11C t. ier verfügen diese Eisenbahnen auch bei der gewan= 
unterschiedliche T n?f~ u er große A:lsgleichsmöglichkeiten. In diesem Rahmen ist die 
Position des Teilm:r~~er~~~ - ~~lch bel Kostengl.e~chheit - aus der Natur ihrer Angebots= 
d~eser Preisdifferenzie~~nls en le ~e~~bene T~rifl.erung. !?ie Eisenbahnen tendieren nach 
dIe für sie beste Kost ~t' u~ au lese Welse Ihre ophmale Beschäftigung und damit 

. enSl uahon zu erreichen M't d' 'h B mOhvierten Tarifieru d' . . . 1 leser aus 1 rer etriebsökonomie 
möglichen Senkung d:gs TIe~fekn SIe zugflelch dem volkSWirtschaftlichen Ziel einer höchst= 

an ostenau wandes. 
Wegen der geänderten Marktla e" b . 
besonderen Kontrolle unterlie e g m~ss~n a er dIe Eisenbahnen gerade deshalb einer 
derartige Tarifausgleichsmö li~h~' .~ell ~lel Konk~rrenten auf dem Verkehrsmarkt über 
in den Wettbewerbsb . h

g 
el en l11C1t verfugen und es daher durch die Kontrolle 

" erelC en zu verhindern gilt d ß d' h d moglichkeiten die Ve k h d " ,a lese vor an enen Ausgleichs= r e rsor nung gefahrden. 
Die Montan=Union die si h . d V 
nierens des gemei~ c mit er .~rkehrspolitik nur unter dem Aspekt des Funktio= 
Wettbewerbstarifens~~~~ ~arktes fur Kohle und St~hl befa.ßt, braucht sich mit den 
dem Wettbewerber k t aher zu befassen. Wen~ dIese Tanfe die Parität gegenüber 
braucher d . orre t aufnehmen, werden dIe Standorte der Erzeuger und Ver= 
wird O' ~s g~mel~s.~~en Marktes nicht berührt, weil ihre Frachtlage nicht beeinflußt 

and ' le
A 

rfac tpantahsch erstellten Wettbewerbs tarife führen insofern nur zu . 
eren u teilung de V k h fk . h eIner w d V k s er e rsau ommens ZWlSC en den verschiedenen Verkeh _ 

egen un er ehrsträgern. rs-

Die EWG hat aber d "b h' b . 'h 
V k h . h aru er maus el 1 rer Verkehrspolitik auch für die Ordnung d 

er e rs ZWISC en den V k h t " S k es N h . . er e rs ragen zu sorgen. ie ann sich daher nicht auf de 
bacb ",:,e~ eme~ korrekten Frachtparität beschränken, sondern muß zugleich beachten

n 

o. el er Ho~e der Wettbewerbsfrachten den für erforderlich gehaltenen Koordi~ 
~Ier~nr~grundsatzen R~chnung getragen wird. Hierbei wird man an einer überprüfun~ 
Oer

d 
e stkosten und Ihrer Berücksichtigung als ein maßgebendes Kriterium für die 

r nung des Verkehrswesens nicht vorbeikommen. 

~nte~ '!;ürdigung des Vorstehenden ist daher zu prüfen, ob die Tarifbildung der 
.lsen a n nicht nach dem Grundsatz vorgenommen werden kann: So viel Tarifdifferen= 

~Ierung .. nac~ d~r Nachfra?eelastizität wie möglich, ohne daß dadurch die anderen Ver= 
.ehrstrager m Ihrer EntWIcklung künstlich gehindert werden, und so viel Tarifdifferen= 

zlerung nach den Selbstkosten in den Wettbewerbsrelationen wie nötig, um sicher= 
zustelle.~, daß unter Ansatz der vollen Selbstkosten der jeweils kostengünstigste Ver= 
k.ehrstrager .~um Zuge kommen kann. Dann kann auch nicht mehr durch Unkostentarife 
~m kostengu~stiger Verkehrsträger künstlich aus dem Markt gedrängt werden. Ebenso 
1st es ~~nn l11cht mehr möglich, daß in den gebrochenen Verkehren ein Verkehrsmittel 
durch ubersetzte Tarife bestrebt ist, ein anderes Verkehrsmittel künstlich in seiner 
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Betätigungsmöglichkeit einzuengen. Auch durch solche in den Wettbewerbsbereichen 
unzulässige Praktiken kann dem Prinzip der optimalen Verkehrsteilung entgegen= 
gearbeitet werden. 

Wird nach diesen Grundsätzen verfahren, dann braucht auch keine generelle Forde= 
rung erhoben zu werden, die Gleichheit der Tarife in räumlicher Hinsicht ganz aufzu= 
geben. Diese Tarifgleichheit bedeutet im Prinzip einen Verzicht auf die Berücksichtigung 
der unterschiedlichen Kosten je nach Verkehrsdichte, Wagen= und Zugausnutzung. Eine 
solche Tarifgleichheit, die der wesentlichste Bestandteil einer gemeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung ist, kann durchaus im Interesse der Eisenbahn liegen. Solange die 
Eisenbahn über Ausgleichsmöglichkeiten verfügt, hat sie kein Interesse daran, für jede 
einzelne Strecke und für jedes Gut die Frachten nach den spezifischen Transport= 
kosten auszurichten. Sie würde dann nur gezwungen, in den Relationen, in denen kein 
Wettbewerb besteht oder in denen der Wettbewerb nicht so stark ist, ihre Frachten 
unter Aufgabe erzielbarer Differenzialgewinne auf das Kostenniveau zu ermäßigen, 
ohne durch eine solche Frachtsenkung mehr Verkehr zu gewinnen. Wenn sie für Ganz= 
züge oder Zuggruppen kostenmäßig gerechtfertigte Fracht~achläs~e gewährt,. muß sie 
die verbleibenden Bundzüge immer unrentabler fahren . Bel der hler notwendlgen An= 
passung der Frachten an diese kostenungünstigere Situation läuft sie Gefahr, Verkehre 
zu verlieren, die sie bisher wegen der internen Ausgleichsmöglichkeiten bedienen ~onnte 
und die dazu beitrugen, die Fixkosten auf mehr Beförderungsleistungen vertelien zu 
helfen und sie dadurch je Leistungseinheit zu senken. 

Nur dort wo die Eisenbahn im scharfen Wettbewerb liegt, kann die Gleichheit der 
Tarife i~ Raum, der Verzicht auf Kostengesichtspunkte, ihren eigenwirtscha~li:hen 
überlegungen zuwiderlaufen, wenn sie daran gehindert würde, ihre k?stenmaßlgen 
Vorteile in ihren Wettbewerbsfrachten auszudrücken. Davon kann aber 1m .Grundsatz 
keine Rede sein. Im Wege der Ausnahmetarife kann sich die Eisenbahn dlesen "~.Yir= 
kungen entziehen und tut es auch, indem sie do.r~, wo s~e der Wettbewerb bedrangt, 
durch Ausnahmefrachten ihr Prinzip der Gleichtanfterung 1m Raum entsprechend durch= 

löchert. 
Wo dieser Wettbewerbsdruck nicht gegeben ist, ist die gleiche Tarifierung im Raum 
trotz unterschiedlicher Kosten nur das Gegenstück zu der Differenzierung der Frachten 
nach der Nachfrageelastizität trotz Gleichheit der Kosten. 

Auch dies dürfte zeigen, wie jeder Perfektionismus in den Tarifbildungsprinzipien ge= 
fährlich ist und man immer auf die Marktform, auf Ausmaß und Grad der Wettbe= 
werbsgefährdung achten muß. 

6. Störungen des gemeinsamen Marktes 
durch unterschiedliche Tarifbildungsprinzipien 

Das Nebeneinander einer Tarifierung nach den Selbstkosten und ein~r Tarifierung nach 
d Nachfrageelastizität braucht auch nicht zu Störungen im gememsamen Markt zu 
f~~ren. Solange hierfür nicht der schlüssige Beweis geliefert wird, ist nicht einzusehen, 
inwiefern eine Tarifdifferenzierung nach der Nachfrageelastizität für den gemeinsamen 
Markt mit untragbaren Diskriminierungen verbunden sein soll, wenn ma.n zugleich 
bereit ist, eine Tarifdifferenzierung bis herab zu den variablen Kosten, dle aus der 
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Wettbewerbslage gerechtfertigt wird, als nicht störend und als nicht diskriminierend 
anzuerkennen. Weshalb wird eine Differenzierung nach der Nachfrageelastizität anders 
beurteilt als eine Differenzierung nach der Substitutionselastizität? 

In beiden Fällen gibt es begünstigte und belastete Verkehrsnutzer, wenn der aufge= 
stellte Grundsatz der Eigenwirtschaftlichkeit, des Ausgleichs zwischen Aufwand und 
Ertrag des betreffenden Verkehrsunternehmens gewahrt wird . In dem einen Fall werden 
bestimmte Verkehrsnutzer stärker belastet, weil ein Verkehrsträger mit monopolisti= 
scher Marktform mit Rücksicht auf die Nachfrageelastizität andere Verkehrsnutzer mit 
geringeren Fixkosten und die erstgenannten dafür zum notwendigen Ausgleich mit 
entsprechend höheren Fixkosten belegt. In dem anderen Fall werden bestimmte Ver= 
kehrsnutzer stärker belastet, weil andere Verkehrsnutzer, die die Wahl zwischen meh= 
reren Verkehrsmöglichkeiten haben, Tarife eingeräumt bekommen sollen die im Grenz= 
fall nur ~ie variablen Kosten decken. Zum Ausgleich müssen auch hi:r die nicht ge= 
deckten Flxkosten von den erstgenannten Verkehrsnutzern getragen werden. In beiden 
Fäl~en m~ß also der nicht ~egünstigte Verkehrsnutzer wegen des notwendigen Aus= 
glelchs .mit ~ntspreche~d hohe ren Kosten belegt werden, als er sie zu tragen hätte, 
wenn dle belden gegenubergestellten Tarifdifferenzierungen unterblieben. Die Wirkung 
für die Begünstigten und Belasteten dürfte in beiden Fällen die gleiche sein. 

Es muß nochm.a~s .. bet~nt wer~en~ daß die hier gemeinte Tarifdifferenzierung nach der 
Nachfrageelashzltat mchts mlt emer künstlichen Beeinflussung der Tarife durch den 
Staat, etwa im Wege gemeinwirtschaftlicher Auflagen, zu tun hat. Hier handelt es sich 
um eine Preisbildung eines Verkehrsunternehmens, die seiner monopolistischen oder 
teilmonopolistischen Marktform entspricht und damit Ausdruck einer natürlichen öko= 
nomischen Verhaltungsweise ist, die durchaus marktkonform ist. Worauf es ankommt 
ist, daß dieses Tarifbildungsprinzip gegenüber den anderen Verkehrsträgern, die e~ 
nach ihrer Struktur und Marktform nicht anwenden können, nicht als Mittel im 
Wettbewerbskampf angewandt werden darf. 

Hierfür geeignete Mittel und Wege zu finden dürfte eine wichtige Aufgabe der euro, 
päischen Verkehrskoordinierung auf dem tarifpolitischen Sektor sein. 

7· Weitere Voraussetzungen für eine kostenorientierte Frachtenbildung 

Voraus~etzung ist hierbei, d~ß die Kosten der Verkehrsträger in einer Weise erfaßt, 
auf.bereitet und der Kontr~llmstanz gegenüber offengelegt werden, die einen Vergleich 
zW.ls~hen ~~n Verkehrstrag:rn gestatt:t. ~ur dann ist in den wirklich wichtigen 
stnthgen Fall:~ - und auf dlese sollte slch uberhaupt die zentrale Kontrolle der Tarif= 
politik beschranken - die Frage zu beantworten, welches Verkehrsmittel tatsächlich 
bestimmte Ver~eh:slei.stungen zu den volkswirtschaftlich günstigsten Bedingungen er= 
stellen ~ann. !'llI,;slchthch der Anfor~erungen an diese notwendige Kostenrechnung gibt 
der Bencht wlchhge und aufschlußrelche Hinweise. 

Natürlich können die Selbstkosten in den Wettbewerbsbereichen nur dann als ein 
maßgebendes Kriterium für die Ordnung des Verkehrswesens angesehen werden, 
wenn keine künstlichen Kostenverzerrungen bestehen. Auch in dieser Hinsicht ist es 
dankbar zu begrüßen, daß sich der Bericht eingehend mit der Frage der Harmonisierung 
der Kosten befaßt. In der deutschen Verkehrsdebatte wird diese Frage mit dem Schlag= 
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. h der Startbedin ungen zu sehr unter dem Asp~~t der defizitä.ren 
wort der Angl~lc bu~g h O' g Frage kann aber nicht einseItIg aus der SIcht 
Lage der Bun es a n gese en. lese d 0 kommt es wiederum zu den negativen 
eines Verkehrsträgers beantwortet wer en. ann 'h f " d' E 
Koordinierungsmaßnahmen, die der Bericht mit Recht wegen I rer ragwur Igen . r= 

. . . '11 . klo h' Harmonisierung der Kosten, dann muß dIese folge knhslert. WI man wIr IC eme d 0 d" f . ht 
"b t 1 teIlt wer en ann ur en nIC nur Frage allen Verkehrsträgern gegenu er neu ra ges . h ' t d B 
ddr im Zusammen ang ml en e= die Belastungen isoliert gesehen wer en, son er~. nu Koordinierungsmaßnahmen vor, 

günstigungen. Nur dann kann nach vorn zu poslIven 

gestoßen werden. . h d K t 

Es ist erfreulich, daß der ~eric~t ~ndter.diesem ~ll.i:;i~:i~~:~eZ~n~~:lrcu~;~ere:er~:h:~: 
entwicklung behandelt. HIermIt wIr .. em ,:esen I . ch mit den hier gebrachten Ge= 
politischen Situation geliefert. Es .ware reIzvolt sIch a.~ de Bemerkungen zu machen 
danken des Berichtes kritisch ausemanderzusetzen, erganzen . .. d . d h "b d 

E kl" b durfen DIes wur e Je oc u er en und Fragen zu stellen, die no.ch der r arung e u . . b nderen Würdigung. 
Rahmen dieser Abhandlung hmausgehen und bedarf emer eso 

b k· Die im Mittelpunkt unserer Be= Abschließend gilt es noch folgendes zu ~mer e~. l't 'schen Maßnahmen dürfen nie 
merkungen zu dem Kapteyn=Beri.cht s.t~he.n en pr~~PI~~t~ument der europäischen Ver= 
isoliert gesehen werden. Die Tanfpohhk Ist nur el . h Maßnahmen auf dem Ver= 
kehrspolitik. Die daneben unerläßlichen reglement~~lsc en

l
.
t
. hen Maßnahmen deren 

. . d . hf . veshhonspo I ISC , 
kehrs sektor und ~ie nIcht mm er WI\ Ile:l:~u leicht unterschätzt wird, dürfen dabei 
Bedeutung als MIttel der VerkehrsJo ~;I O . drei Instrumente der Verkehrspolitik 
nicht aus dem Auge gelassen. wer

d 
en . dIese wohl aufeinander abgestimmt ein= 

dürfen nicht unabhängig voneman er, son ern nur 
gesetzt werden. 

k h ITk Zeitschrift für Verkehrswissenschaft, ckt H Grundsatzfragen einer europäischen Ver e rspo 1 1 , ') Vergl. Hee , ., 
I 1958 S. 19 ff. 
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Verkehrswirtschaftliche Fragen der N eckarkanalisierung 

VON PROFESSOR OR.=ING. HABIL. K. LEIBBRAND, ZÜRICH 

Vorbemerkung 

Das Land Baden=Württemberg erteilte dem Verfasser den Auftrag, verschiedene 
verkehrswirtschaftliche Fragen für die kanalisierte Teilstrecke des Neckars bis Stutt= 
gart zu untersuchen. über das Ergebnis der 1957 abgeschlossenen Arbeit wird nach= 
stehend auszugsweise berichtet. 

Verkehrswirtschaftliche Untersuchungen sind immer mit gewissen Schwierigkeiten be= 
haftet. Oft reichen die statistischen Unterlagen nicht ganz aus. Manchmal ist die 

Abgrenzung der Angaben oder ihre Auf teilung auf verschiedene Teilgebiete unsicher. 
Dann müssen die Zahlen durch Schätzungen ergänzt werden. 

Der Verfasser hat sich bemüht, seine Annahmen ohne jede Voreingenommenheit zu 
treffen. Er ist sich bewußt, daß manche Ang.aben bei dem Mangel an statistischen Daten 
angezweifelt werden können. Es läßt sich darüber streiten, ob bei manchen Schätzungs= 
werten nicht höhere oder niedrigere Ziffern eingesetzt werden sollen, die das Gesamt= 
bild ein wenig nach der einen oder anderen Seite verschieben. Nach Möglichkeit wurden 
die einzelnen Ergebnisse auf verschiedenen Wegen ermittelt. Es ist erfreulich, daß die 
Streuung der ermittelten Zahlen recht gering ist. Vielleicht entwickelt sich daraus eine 
fruchtbare Aussprache, die zur weiteren Klärung der verkehrs wirtschaftlichen Zu= 
sammenhänge beiträgt. 

A. Frachtausfälle der Bundesbahn 

Zu dieser Frage wurden in den letzten Jahren von verschiedenen Seiten Schätzungen 
vorgenommen, die weiter unten in einer Tabelle wiedergegeben sind. 

Die Angaben gehen beträchtlich auseinander. Deshalb wurde der Versuch unternommen, 
unabhängig von diesen Schätzungen aus den Verkehrsstatistiken Werte für die Größe 
der Verkehrsverlagerung abzuleiten, die durch die Kanalisierung des Neckars einge= 
treten ist. 

In den folgenden Untersuchungen wird von den Verhältnissen des Jahres 1953 aus= 
gegangen, weil es das letzte Jahr ist, für das gegenwärtig vollständige sta:~sti~che 
Unterlagen zur Verfügung stehen. Es hätte keinen Sinn, auf die Vorkriegsverhaltmsse 
zurückzugreifen, weil sich die Wirtschaftsstruktur seitdem stark verändert hat. Auch 
entspricht dieses Vorgehen der Fragestellung. 


	1.pdf
	2
	3
	4
	5
	6
	7



